
524 PVS, 53. Jg., 3/2012

PVS-Literatur

darin sieht, ein „set of institutions or 
practices“ ausgebildet zu haben, „in 
which the forms of collective life are 
constantely imagined, debated, criti-
cized and reformed, over and 
again.“(241).
Man sieht sehr schnell, worin das 
Fruchtbare eines so gearteten kriti-
schen Anschlusses an den Souveräni-
tätsbegriff liegen kann: Souveränität 
wird zur Losung für eine demokra-
tisch-politische Gestaltung der Weltge-
sellschaft. Was diese Stoßrichtung an-
geht, so ist Koskenniemi grundsätzliche 
auf einer Linie mit so unterschiedli-
chen Autoren wie Grimm, Skinner 
oder Negri. Doch damit beginnen die 
Problem erst: Wie soll diese demokra-
tisch-politische Gestaltung idealiter 
aussehen? Wo ist der Ort der Demo-
kratie und Politik in der postnationa-
len Konstellation? Wer sind die politi-
schen Sprecher im Dienste der Souve-
ränität? Wer hat das letzte Wort und 
trägt damit die Letztverantwortung? 
Die (demokratischen) Staaten, die 
transnationale Öffentlichkeit, suprana-
tionale Institutionen oder die multi-
tude? Welche institutionellen Formen 
sind dafür denkbar, wünschenswert 
und praktikabel? 
Jenseits des demokratisch-kämpferi-
schen Pathos bleibt bei all diesen An-
schlussversuchen die Frage offen, wie 
mit dem Begriff der Souveränität auf 
die politischen und rechtlichen Heraus-
forderungen zu antworten ist. Es 
drängt sich der leise Verdacht auf, dass 
die Vielzahl der historisch tradierten 
und ambivalenten Komponenten und 
Konnotationen des Begriffs nicht so 
recht in Einklang zu bringen ist mit 
dem komplexen Anforderungsprofi l ei-
ner plausiblen Antwort auf das „wie“ 
der demokratisch-politischen Gestalt-
barkeit der Weltgesellschaft – und eben 

neue Begriffe und Beschreibungen da-
her nötig werden. Unabhängig davon 
aber wird klar, dass die Frage nach der 
Souveränität im 21. Jahrhundert kom-
plex und keineswegs abschließend ge-
klärt ist. Empirisch-sozialwissenschaft-
liche und rechtswissenschaftliche For-
schungsdiskurse haben den Begriff 
zwar in Frage gestellt, aber noch lange 
nicht verabschiedet. „[T]he time of 
sovereignty“, so Martti Koskenniemi 
treffend, „is hardly over“ (222).

Christian Volk

Honneth, Axel. Das Recht der Freiheit. 
Grundriß einer demokratischen 
Sittlichkeit. Frankfurt a. M. Suhrkamp 
Verlag 2011. 628 Seiten. 34,90 €.

Axel Honneths Buch versteht sich als 
Antwort auf das, was er als den „Sie-
geszug“ (15) kantischer, konstruktivis-
tisch verfahrender Gerechtigkeitstheo-
rien bezeichnet. Kennzeichnend für die 
gegenwärtige Gerechtigkeitstheorie ist 
demnach die methodische Vorstellung 
einer Arbeitsteilung zwischen Gerech-
tigkeitstheorie einerseits und der in der 
Sozialwissenschaft vollzogenen Gesell-
schaftsanalyse andererseits, die einen 
Bruch impliziert: Prinzipien gerechter 
Ordnung werden freistehend im Ge-
dankenexperiment hergeleitet und erst 
nachträglich mit der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit konfrontiert, um auf diese 
Weise zu realistischen Utopien zu ge-
langen. Ein solches Zusammenspiel 
von idealer und nicht-idealer Theorie, 
so Honneths Einwand, beruht auf ei-
nem Denkfehler, denn: unter Ausblen-
dung von gesellschaftlichen Tatsachen 
konstruierte Gerechtigkeitsprinzipien 
lassen sich durch eine sozialwissen-
schaftliche Beschreibung gesellschaftli-
cher Realität, die von für Gerechtig-
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keitsfragen relevanten normativen Zu-
sammenhängen keine Notiz genom-
men hat, weder als realistisch noch als 
unrealistisch ausweisen. Stattdessen, so 
Honneths zentrale These, muss eine 
Gerechtigkeitstheorie, die praktische 
Motivationskraft entfalten will, den 
methodischen Bruch „zwischen Be-
gründung und Anwendung“ (105) 
überwinden, um eine angemessene 
Konzeption gerechter Gesellschaftsord-
nung zu entwickeln. Der Anspruch des 
Buches ist es, eine solche „Gerechtig-
keitstheorie als Gesellschaftsanalyse“ 
(14) zu entfalten, die neben rechtlichen 
und moralischen auch soziale Bedin-
gungen von Gerechtigkeit berücksich-
tigt. Mittels eines an Hegel orientier-
tem Verfahren der „normativen Re-
konstruktion“ (23) wird dazu die his-
torische Entwicklung moderner westli-
cher Gesellschaften unter zwei Ge-
sichtspunkten nachvollzogen. Zuerst 
wird an der Entwicklungsgeschichte 
politischen Denkens die gesellschaftli-
che Ausbildung eines Idealtyps gerech-
ter Ordnung nachvollzogen. Danach 
werden Entwicklungen in gerechtig-
keitsrelevanten Gesellschaftssphären 
daraufhin untersucht, ob sie als Patho-
logien oder Gerechtigkeitsfortschritte 
zu verstehen sind. Den Status der his-
torisch-soziologischen Betrachtungen, 
als die sich beide Argumentations-
schritte auch verstehen, gilt es freilich 
richtig zu einzuschätzen. Sie sollen den 
Zusammenhang gerechtigkeitsrelevan-
ter Entwicklungstendenzen in den Ge-
sellschaften Westeuropas freilegen, der 
im sozialwissenschaftlichen Blick aufs 
empirische Detail leicht in den Hinter-
grund gerät. Wer also hier eine diffe-
renzierte empirische Analyse erwartet, 
verkennt deren Funktion im Rahmen 
von Honneths philosophischer Gerech-
tigkeitstheorie.

Seinem Anspruch entsprechend gliedert 
sich das Buch in zwei Teile. Im ersten 
– deutlich kürzeren – Teil entwickelt 
Honneth anhand der politischen Ideen-
geschichte des Begriffs individueller 
Freiheit Grundprinzipien gerechter 
Ordnung. Das Bestechende dieser Ana-
lyse ist, dass sie die typischen Deutun-
gen individueller Freiheit – negative, 
refl exive und Hegels Begriff sozialer 
Freiheit – nicht gegeneinander gestellt, 
sondern als aufeinander aufbauende 
Stufen des modernen politischen Den-
kens integriert. Demnach bilden die 
Begriffe negativer und refl exiver Frei-
heit, auf die konstruktivistische Ge-
rechtigkeitstheorien meist fokussieren, 
keine selbstständigen Freiheitsbegriffe, 
sondern – neben sozialer Freiheit – je-
weils einen unerlässlichen Aspekt des-
sen, was insgesamt erst den Wert indi-
vidueller Freiheit ausmacht. Eine ge-
rechte Gesellschaftsordnung muss es 
Individuen ermöglichen, immer dann, 
wenn Verhältnisse der wechselseitigen 
Anerkennung im gemeinsamen Han-
deln (soziale Freiheit) gestört sind, sich 
diesen Zwangsverhältnissen zu entzie-
hen (negative Freiheit) beziehungswei-
se ihnen über das Einfordern von 
Rechtfertigungen entgegenzutreten (re-
fl exive Freiheit).
Im Lichte dieses Gerechtigkeitsideals 
identifi ziert der zweite Teil diejenigen 
Gesellschaftssphären, deren normativer 
Sinn in der Realisierung jeweils eines 
dieser Freiheitsaspekte besteht: dem 
Recht (negative Freiheit), der Moral (re-
fl exive Freiheit) sowie der persönliche 
Nahbeziehungen, marktwirtschaftliches 
Handeln und demokratische Willensbil-
dung umfassenden Sphäre „demokrati-
scher Sittlichkeit“ (soziale Freiheit). Der 
Durchgang durch die historischen Ent-
wicklungen in diesen Gesellschaftssphä-
ren basiert auf ästhetischen Zeugnissen 
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(vor allem Romane und Filme) sowie 
sozialtheoretischen Analysen und erläu-
tert einerseits anschaulich unterschied-
lichste Ausdrucksgestalten negativer, 
refl exiver und sozialer Freiheit. Ande-
rerseits mündet er in einer ernüchtern-
den Diagnose. Honneth weist auf cha-
rakteristische zeitgenössische Pathologi-
en hin, die sich daraus ergeben, dass 
Gesellschaftsmitglieder Recht und Mo-
ral zunehmend nicht als Schutz- bzw. 
Korrekturmechanismus für Vergemein-
schaftungsprozesse begreifen, die an-
dernorts stattfi nden, sondern als Inbe-
griff von Freiheit missverstehen (223). 
Über damit verbundene, soziale Freiheit 
untergrabende Rückkoppelungseffekte 
hinaus stellt Honneth ein Ausufern 
ökonomischer Machtungleichgewichte 
und kapitalistischen Verwertungsstre-
bens fest, welches die Entfaltungsmög-
lichkeiten demokratischer Sittlichkeit in 
allen drei Bereichen – Familie/Freund-
schaft, Markt und demokratischer Wil-
lensbildung – erheblich einschränkt.
Je stärker eine Argumentation, desto 
offener setzt sie sich kritischen Einwän-
den aus – aus der Perspektive politi-
scher Theorie soll auf zwei Aspekte 
hingewiesen werden. Zum einen irri-
tiert die Ambivalenz in der Bezugnah-
me auf das Werk von Jürgen Haber-
mas. Einerseits (intensiv) als Referenz 
der eigenen Argumentation herangezo-
gen, wird Habermas‘ Diskurstheorie 
zugleich als pars pro toto einer auf das 
Recht beziehungsweise Moral verkür-
zenden Gerechtigkeitsperspektive kriti-
siert. Hier wäre eine differenziertere 
Diskussion der Diskurstheorie hilfreich 
und zu erwarten gewesen, die sich ge-
gen deren in der politischen Theorie 
übliche (und falsche) Rezeption als for-
malistische Gerechtigkeitstheorie wen-
det, anstatt sie zu wiederholen. Zum 
anderen schließt die Analyse zur Sphäre 

demokratischer Willensbildung mit der 
bekannten Diagnose einer Bedeutungs-
abnahme nationaler Hintergrundkultur 
durch wachsende innergesellschaftliche 
Differenz und staatlichen Souveräni-
tätsverlust. Jenseits der Feststellung, 
dass damit eine Entfaltungsbedingung 
demokratischer Öffentlichkeit prekär 
wird, stellt sich aber die Frage, inwie-
fern im Zuge von Transnationalisie-
rungsprozessen Bewusstseinsverschie-
bungen stattfi nden, die auch die Reich-
weite von Bedingungen sozialer Freiheit 
über die Grenzen nationaler Gemein-
schaften ausdehnen. Theorien transna-
tionaler und kosmopolitischer Gerech-
tigkeit diskutieren diesbezügliche Ver-
änderungen am Begriff von Demokra-
tie, die Honneth aber nicht in den Blick 
nimmt.
Beides schmälert jedoch nicht den Wert 
von Honneths Buch, einen überzeugen-
den alternativen Weg rekonstruktiver 
Gerechtigkeitstheorie aufgezeigt zu ha-
ben, der neben rechtlichen und morali-
schen auch soziale Bedingungen von 
Freiheit berücksichtigt und deshalb in 
der politischen Theorie Beachtung ver-
dient.

Daniel Gaus

Lhotta, Roland (Hrsg.). Die hybride 
Republik. Die Federalist Papers und die 
politische Moderne. Baden-Baden. 
Nomos 2010. 171 Seiten. 24 €.

Wenn der Historiker gebeten wird, sich 
zu politischen Theorien zu äußern, 
wird er dies nicht ohne Verlegenheit 
tun. Denn einerseits wird er in der Re-
gel mit den zugrundeliegenden politik-
wissenschaftlichen Diskursen kaum 
hinreichend vertraut sein, andererseits 
wird er stärkeres Gewicht auf die his-
torischen Ereignisse legen, die ihm in 
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